Pressespiegel  zum Flughafen Frankfurt vom 23. September 2011
Fluglärmgegner diskutieren über die neue Landebahn 

Mörfelden-Walldorf. Die Interessengemeinschaft zur Bekämpfung des Fluglärms (IGF) lädt für Donnerstag, 6. Oktober, zu einer öffentlichen Vorstandssitzung in das Bürgerhaus Mörfelden ein. Diskutiert wird über die aktuelle Situation im Hinblick auf die Inbetriebnahme der neuen Landebahn am Frankfurter Flughafen und die noch immer ausstehende Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts über die Klagen der Städte und Gemeinden gegen den Planfeststellungsbeschluss zum Flughafenausbau. 

Ferner soll über das Nachtflugverbot von 23 bis 5 Uhr sowie über die noch ausstehende Festsetzung der Lärmschutzbereiche um den Flughafen gesprochen werden. Der hierzu vorliegende Entwurf sehe vor, dass die betroffenen Bürger erst in sechs Jahren Anspruch auf passiven Schallschutz (Lärmschutzfenster und Entlüfter) hätten, moniert die IGF. 

Zudem soll die für den 19. Oktober geplante Veranstaltung mit Walter Keber unter dem Motto "Von der Startbahn West zur Landebahn Nordwest – Der Konflikt um den Frankfurter Flughafenausbau und kein Ende?" vorbereitet werden. Die Sitzung beginnt um 19.30 Uhr im Clubraum II des Bürgerhauses, Westendstraße 60.fnp (fnp)
Artikel aus der Frankfurter Neuen Presse (FNP)vom 23. September 2011, 03.24 Uhr (letzte Änderung 23. September 2011, 05.04 Uhr) 

 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Ruf nach kommunalem Schallschutz

Aus: Allgemeine Zeitung (AZ) Mainz, 22.09.2011 - KOSTHEIM

(zel). Mehr Engagement in puncto Schutz vor dem Lärm der Bahn hat der Vorsitzende des Umweltausschusses, Ronny Marzitzen (Grüne) gefordert. Die Stadt solle auf die Bahn zugehen und ausloten, was möglich sei. Ziel müsse es sein, ein kommunales Lärmschutzprogramm aufzulegen. Daher sei die Annahme falsch, dass das Thema nach dem Abschluss des bahneigenen Schallschutzprogramms nicht mehr en vogue se. Im Blickpunkt stehe momentan zwar der Fluglärm, von Oberbürgermeister und Bürgermeister zum umweltpolitischen Ziel Nummer eins erhoben. Doch gerade bei der Bekämpfung des Bahnlärms habe die Stadt Handlungsspielraum. 

Nötig wäre eine Gesamtlärmbetrachtung, die alle Schallquellen einschließe, Flug-, Verkehrs- und Schienenlärm. Im Umweltausschuss hätten sich die Grünen mit dieser Forderung jedoch nicht durchsetzen können. 

Für Diskussionsstoff sorgt eine Studie des Frauenhofer-Instituts für Bauphysik über Großstadtlärm. Wiesbaden steht auf dem 14. Platz von 27 untersuchten Kommunen. In der Kostheimer Bürgerinitiative zum Schutz vor Bahnlärm trifft der Umgang der Bahn mit der Lärmkartierung auf Befremden. Die Karten zeigten die Gleisstrecken als zwei durchgehende Lärmkorridore, die unter Berufung auf die Technische Anleitung Lärm von 1974 jedoch nicht durchgängig mit Schallschutz versehen worden seien. 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
„Wir betreiben hier Mängelverwaltung“

Aus: Allgemeine Zeitung (AZ) Mainz, 23.09.2011 01:00 Uhr - MAINZ

Von Werner Wenzel
100-TAGE-BILANZ Grüne Verkehrs- und Umweltdezernentin Katrin Eder sieht kein Sparpotenzial bei Personal / Aufruf zu Fluglärm-Demo
„Wie, müssen Sie jetzt noch Bus fahren?“ Das sei sie am zweiten Tag als Dezernentin für Umwelt und Verkehr im Bus gefragt worden, erzählt Katrin Eder (Grüne). „Wieso müssen“, habe sie geantwortet, sagte Eder gestern in ihrer 100-Tage-Bilanz. 

Schon nach einem Monat im Amt habe sie sich mit dem Bestechungsfall in der Zulassungsstelle befassen müssen (siehe nebenstehenden Artikel). Daneben seien in den vergangenen drei Monaten die Verkehrsführung rund um die Coface Arena und Fluglärm inhaltliche Schwerpunkte gewesen. 

Zumindest mit Personaleinsparungen werde sie nicht zur Entschuldung der Stadt beitragen können, kündigte sie an. Und 2012 solle, so ihr erklärtes Lieblingsthema, in Mainz zum „Jahr des Radverkehrs“ werden. Den Zustand der Straßen oder Radwege in Mainz werde sie aber nicht nachhaltig verbessern können, sagte sie. „Viele haben noch nicht begriffen, dass die Stadt eine Milliarde Euro Schulden hat. Es ist Mängelverwaltung, was wir hier betreiben. Man wird das künftig im Auto und auf dem Rad spüren und sehen.“ Pro Jahr stehen 600 000 Euro für Straßenbauarbeiten im Haushalt. 

Personalabbau in ihrem Dezernat schließt Eder aus. Das Umweltamt arbeite komplett auf der gesetzlichen Mindestbasis, zudem gebe es eine Teilzeitstelle für Fluglärm sowie eine Stelle für Klimaschutz, die zu 80 Prozent der Bund finanziere. Und die Verkehrsüberwachung trage sich selbst (siehe obenstehenden Artikel). 

„Am 21. Oktober geht die neue Landebahn in Betrieb, und wenn Angela Merkel hier als Erste landet, ist das für die Menschen in der Region ein Affront“, sagte die Dezernentin mit Blick auf die Fluglärmproblematik. Die Stadt werde ihren Weg im Kampf gegen Fluglärm weiter gehen, den sie als einzige Gebietskörperschaft schon seit 2000 beschreite. Zur Großdemo in Mainz am 22. Oktober werde die Stadt noch eine Überraschung beitragen, versprach sie. Sie hoffe darauf, dass viele Mainzer sich an dem Sternmarsch beteiligen. In einem Brief an Infrastrukturminister Roger Lewentz habe sie angeregt, das weitere Vorgehen vor einer möglichen Klage zwischen Land, Kreis, Stadt und anderen Betroffenen in Rheinland-Pfalz zu koordinieren. Wenn man gegen „starke Player wie Fraport oder Deutsche Flugsicherung antrete, müsse man dies gemeinsam tun, so eine Erkenntnis Katrin Eders nach ihrer ersten Sitzung der Fluglärmkommission.

Die Wahl eines Nachfolgers für den früheren Dezernenten Wolfgang Reichel (CDU) als stellvertretendem Vorsitzenden der Kommission sei verschoben worden, weil sonst, so Eder, „gar niemand mehr aus Rheinland-Pfalz im Vorstand vertreten gewesen wäre“. Kern des Problems sei aber die Bundesgesetzgebung, hier wolle sie gemeinsam mit der Mainzer Bundestagsabgeordneten Tabea Rößner eine Initiative starten und selbst beim Grünen-Bundesparteitag einen entsprechenden Antrag stellen. 

Auf gutem Wege sei man auch mit dem Verkehrskonzept der Coface Arena. „Mehr als 50 Prozent der Besucher kommen umweltfreundlich“, zeigt sie sich begeistert, unter anderem vom MVG-Buskonzept. Nach dem Chaos-Tag beim Liga-Total-Cup mit 130 Beschwerden habe sich das Aufkommen auf zuletzt drei pro Woche reduziert. Dass zuletzt beim Hoffenheim-Spiel 3 000 Radler gezählt wurden, sei erfreulich, aber auch ein Grund, vielleicht zusätzliche Stellplätze einzurichten. Gespräche mit dem Verein führe sie derzeit über die Müllbeseitigung an Spieltagen auf den Wegen sowie über den Winterdienst auf den Wirtschaftswegen.

Und in der Energiepolitik ist sie durchaus stolz darauf, dass Mainz die erste Großstadt in der Region ist, die Standorte für Windräder ausgewiesen hat. . . Kommentar




Grün liegt ihr am Herzen: Katrin Eder sitzt seit drei Monaten als Umweltdezernentin an ihrem Schreibtisch. Foto: Sascha Kopp

Fakten statt Fundamentalismus: Bauschheimer misst in Eigenregie Fluglärm

Aus: Main-Spitze, 23.09.2011 05:00 Uhr - RÜSSELSHEIM

Von Alexandra Dehne
Als Fundamentalist sieht sich Dietmar Böcker nicht. Es gehe ihm alleine darum, eine Faktenlage zu schaffen. Dies ist der Grund, warum der Bauschheimer sich im Mai auf seinem Haus im Stadtteil eine Lärmmessstation installiert hat. Mit den so erzeugten Daten lässt sich nämlich das nachweisen, was viele Bauschheimer seit März subjektiv bereits gespürt haben – der Fluglärm hat deutlich zugenommen.

„Pünktlich um vier Uhr werde ich wach“, sagt Böcker. Grund dafür sind neue Anflugverfahren im Vorgriff auf die neue Landebahn Nordwest, die in wenigen Wochen eröffnet wird. Der sogenannte Segmented Approach, ein gekrümmter Anflug, sorgt dafür, dass jetzt auch Bauschheim unter der Anfluglinie liegt. Dieses Verfahren wird aber nur nachts angewandt, da tagsüber der Luftraum dafür zu voll ist.

Ausschlag von bis zu 70 Dezibel in der Nacht
„Ich ärgere mich nicht über den Fluglärm tagsüber, aber wir brauchen ein Nachtflugverbot“, sieht Böcker die Nachtruhe als essenziell an. Die Werte seiner Messstation zeigen eindeutige Ausschläge, wenn bei Ostwetterlage über dem Stadtteil gelandet wird. Bis zu 70 Dezibel schnellen die Werte – bei 30 Dezibel natürlichem Umgebungslärm – nach oben, die Überflughöhe liegt bei rund 600 Metern. Glücklicherweise habe er einen relativ festen Schlaf, werde nicht bei jeder Maschine wach. Aber diejenigen, die schlechter schlafen, täten ihm leid, sagt Böcker.

Grundsätzlich sei Bauschheim bisher vom Fluglärm relativ verschont geblieben und stehe im Vergleich zu anderen immer noch deutlich besser da. Doch seitdem immer offensichtlicher werde, dass die Versprechungen der Politik zum Nachtflugverbot nicht eingehalten würden, er nachts am eigenen Leib den Lärm erlebt habe, habe er angefangen sich, genauer mit dem Thema zu beschäftigen.

180 Euro Investition in die Messstation, ein alter Laptop und „etwas Bastelei“ seien zur Inbetriebnahme notwendig gewesen. Die Daten werden nun jede Stunde von seinem Rechner abgerufen und auf eine Datenbank des Vereines Deutscher Fluglärmdienst geladen. Somit sind sie für jedermann sichtbar. Über einen Klick lassen sich den Einzelschallereignissen Flugbewegungen zuordnen, so dass auch ersichtlich wird, wenn zu tief oder auf einer abweichenden Route geflogen wird.

„Fraport schaut, wer am lautesten schreit“
„Meine Messstation ist nicht zertifiziert, aber es geht darum, eine Datenbasis zu schaffen“, sagt der Maschinenbauingenieur, der in seinem Beruf gelernt habe, dass Gefühl und Fakten ein Unterschied sind. Diese Daten nutzt er nun, Beschwerdemails an Flughafenbetreiber Fraport zu schreiben. „Ich habe das Gefühl, dass Fraport schaut, wer am lautesten schreit“, hofft er wenigstens auf diesem Weg, als „kleiner Bürger“ Einfluss nehmen zu können.

Und die Zahl der Beschwerden in den vergangenen Monaten ist in verschiedenen Gemeinden gestiegen, auch in Rüsselsheim, wie eine ebenfalls im Internet einsehbare Statistik zeigt. Antworten bekomme er keine auf seine E-Mails – bis auf einmal. Da habe man ihm mitgeteilt, dass ein brasilianischer Pilot eine Strafe bekommen habe, weil er schnurstracks über Rüsselsheim hinweg gestartet ist, nachgewiesen unter anderem durch die Aufzeichnungen Böckers.

„Mich ärgert am meisten, wenn Fraport erzählt, dass nachts geflogen werden muss, weil sonst Arbeitsplätze abgebaut werden müssen, das ist schlicht Erpressung“, findet der Bauschheimer deutliche Worte. Etwa vier bis fünf Prozent der Flugbewegungen fänden nachts statt. Da müsse es doch möglich sein, diese noch tagsüber im Flugplan unterzubringen.
Artikel vom 22.09.2011 aus: airliners.de

Lufthansa bringt A380 nach München 

Sieben Flüge in der Vorweihnachtszeit 

Lufthansa hat eine begrenzte Zahl von Flügen mit Airbus A380 ab München angekündigt. Im Dezember soll die doppelstöckige Maschine für eine Woche lang die täglichen New-York-Flüge übernehmen. 
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Lufthansa Airbus A380 

Die Lufthansa bringt im Dezember ihr Flaggschiff Airbus A380 für eine Woche nach München. Der Airbus wird dann im regulären Linienverkehr sieben Tage lang täglich von München nach New York fliegen, wie die Fluggesellschaft am Donnerstag mitteilte.

«Wegen der großen Nachfrage in der Vorweihnachtszeit machen wir den Münchnern ein besonderes Weihnachtsgeschenk», erklärte Thomas Klühr, Mitglied im Passagevorstand.

Wann genau der A380 nach München kommt, steht nach Angaben einer Sprecherin noch nicht fest. Sie kündigte weitere Informationen für den 5. Oktober an.

Stand: 22.09.2011 - 11:59 Uhr, Quelle: dapd 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Streit um Fluglärm und Neues zum Flaschenhals 

Gemeinsam haben die fünf Parteien im Schönecker Gemeindeparlament eine Resolution gegen den Fluglärm beschlossen. In ihrer jeweiligen Begründung vertraten sie jedoch andere Standpunkte.
. [image: image3.jpg]



Gibt es hier bald eine Einbahnstraßenregelung? Der Kilianstädtener Flaschenhals bereitet Bürgern und Parlament Sorgen. Foto: Jürgen W. Niehoff

Gegenseitig schoben sich CDU und SPD die Verantwortung für den deutlich zugenommenen Fluglärm durch die Änderungen der Anflugverfahren auf den Frankfurter Flughafen zu. Die Verantwortlichen hätten von vornherein auf die Einwände der betroffenen Kommunen hören müssen. Nun sei es eine Sache der Solidarität, den Gemeinden, die noch stärker von dem Fluglärm betroffen seien, beizustehen, äußerte sich beispielsweise der SPD-Fraktionsvorsitzende Walter Rauch. 

Dass der Lärm durch die Flugroutenänderung zugenommen habe, räumte auch CDU-Sprecher Markus Jung ein. Jedoch sah er das Versagen eher bei den Vertretern des Main-Kinzig-Kreises, die in den entscheidenden Sitzungen der Gremien, die die Änderungen vorbereitet hatten, nicht anwesend waren. 

Schwer taten sich die Grünen mit ihrer Zustimmung zu dem beabsichtigten Beitritt von Schöneck in die Solidargemeinschaft zur Unterstützung der Klage gegen den Fluglärm. Ihr Sprecher Wolfgang Seifried führte dafür zwei Gründe an. Sie seien zwar von Anfang an gegen den Ausbau des Flughafens gewesen, doch habe die Mehrheit sie im Jahr 2005 überstimmt. Die Befürwortung der Klage soll nicht aus Rechthaberei erfolgen, um den anderen Parteien zu zeigen "wir wussten es schon damals besser", sondern sie möchten durch ihre Zustimmung den politischen Druck erhöhen, dass das Vorhaben doch noch geändert werden sollte. Und zwar beim Anflugverfahren und beim inzwischen wieder aufgeweichten Nachtflugverbot. 

Während die FDP keine große Aussichten in dem Klageverfahren sah, trotzdem aber dem Beitritt Schönecks in die Solidargemeinschaft der klagenden Kommunen zustimmte, plädierte der Sprecher der Freien Wähler, Matthias Geisler, dafür, bei einem Thema, das die Bürger unmittelbar tangiere, die Parteipolitik und gegenseitige Schuldzuweisungen doch herauszulassen. "Denn noch ist das Kind nicht in den Brunnen gefallen. Noch können Anflugverfahren und Anflughöhen geändert werden", so Geisler. Dem gemeinsamen Antrag stimmten am Ende alle Parteien zu. 

Ebenfalls einstimmig wurde der auf Antrag der Grünen leicht abgeänderte Antrag der FWG für mehr Informationen beim Verkehrsversuch "Ortsdurchfahrt Kilianstädten" beschlossen. Dort soll eine Einbahnstraßen-Regelung für die Frankfurter Straße und die Raiffeisenstraße / Richard-Wagner-Straße kommen. Doch der Starttermin Ende September / Anfang Oktober wird wohl nicht zu halten sein: Denn die betreffende Firma habe noch kein verbindliches Angebot eingereicht, so dass sich der Gemeindevorstand deshalb mittlerweile nach einer Alternative umsehen würde, so Bürgermeister Ludger Stüve (SPD). jwn (jwn)
Artikel aus der Frankfurter Neuen Presse (FNP) vom 21. September 2011, 18.40 Uhr (letzte Änderung 22. September 2011, 04.06 Uhr) 

 ---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Kreistag beharrt auf Nachtflugverbot

Aus: Main-Spitze, 23.09.2011 - HOFHEIM/MAIN-TAUNUS

Von Werner Stoepler
LÄRM Resolution einstimmig verabschiedet
Beim Thema „Fluglärm“ ziehen die Abgeordneten des Main-Taunus-Kreistages an einem Strang. Einvernehmlich verabschiedete das Parlament eine Resolution, die von allen Fraktionen gemeinsam verabschiedet worden war. Vertreter aller Fraktionen lobten den scheidenden Landrat Berthold Gall (CDU), der für die Interessen der Bürger seines Landkreises auch auf Bundes- und Landesebene keine Auseinandersetzung innerhalb der eigenen Partei gescheut habe.

Durchsetzung des Nachtflugverbots gefordert

Der Kreistag schließt sich den zahlreichen Protesten im Kreis gegen den deutlich gestiegenen Fluglärm in der Region an. Er sieht seine Befürchtungen schon jetzt bestätigt, dass die neue Landebahn zu einer erheblichen weiteren Verlärmung führt. Der ohnehin schon in großen Teilen belastete Main-Taunus-Kreis wird nach der Inbetriebnahme der neuen Landebahn, insbesondere im Raum Flörsheim, zu dem vom Fluglärm am meisten betroffenen Gebiet gehören. Der Kreistag unterstützt die Forderung an den Flughafenbetreiber und an die Flugsicherung, alle Möglichkeiten zu nutzen und alle Maßnahmen zu ergreifen, um den Fluglärm zu reduzieren. Dazu gehören vor allem: eine deutliche Reduzierung der beabsichtigten Flugbewegungen, die Verpflichtung zu Einhaltung höhere Flughöhen sowie Lärm mindernde Anflugverfahren. Der Kreistag bekräftigt seine Forderung nach einem konsequenten Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr. Zudem müsse gegen die Belastung durch Fluglärm eine gemeinsame Lösung gefunden werden, die die Bürger und Bürgerinnen in der Region nicht gegeneinander ausspielt. Der Schutz einzelner Wohngebiete dürfe nicht durch Verlagerung des Flugverkehrs über andere Wohngebiete - und schon gar nicht auf Kosten bereits stark belasteter Gebiete- erreicht werden.

Der Kreistag fordert den Gesetzgeber auf, umgehend die Festsetzung der Flugrouten neu zu regeln. Dabei muss der Schutz vor Fluglärm neben der Flugsicherheit festgeschrieben werden. Zudem muss die Festlegung von Flugrouten in einem ordentlichen Planverfahren erfolgen, in dem die betroffene Bevölkerung und die Kommunen ein Anhörungs- und Einspruchsrecht erhalten.

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Stadt beschließt Klagen gegen Flughafenausbau

Aus: Tz München, 22.09.2011|Region|
Freising - Die Stadt Freising wehrt sich mit allen Mitten gegen die Bedrohung durch die dritte Startbahn: Man wird, so hat es der Stadtrat einstimmig beschlossen, gegen die Startbahn klagen.

Stadtdirektor Gerhard Koch sprach bei den Plänen der FMG von einem „ganz massiven Anschlag auf die Stadt Freising“. Seit Beginn des Planfeststellungsverfahrens vor vier Jahren habe man gekämpft, habe „gewichtige Argumente“ gegen das Projekt im Moos angeführt. Dennoch: All diese Argumente seien im Planfeststellungsbeschluss vom 26. Juli von der Regierung von Oberbayern „so gut wie nicht berücksichtigt“ worden.

Negative Auswirkungen auf die Siedlungsentwicklung und die Verletzung der Planungshoheit, die mangelhafte Erschließung des Flughafens, negative Auswirkungen auf städtische Einrichtungen (beispielsweise auf das Sportgelände des BC Attaching), Eingriffe in die Finanzhoheit der Stadt, Auswirkungen auf die Trinkwasserversorgung – das und noch vieles mehr habe die Stadt aufgeführt. Doch immer habe bei der Abwägung durch die Regierung das Pendel zu Gunsten des öffentlichen Verkehrsinteresses ausgeschlagen, ärgerten sich Koch und der von der Stadt beauftragte Rechtsanwalt Joachim Krauß: Die Einwendungen der Stadt im Bezug auf ihre Einrichtungen seien beispielsweise auf nur drei Seiten (von 2837) „mit leichter Hand vom Tisch gewischt“ worden, kritisierte Krauß: „Wir hatten nie eine Chance. Die haben wir genutzt.“

Wenn also nicht die Stadt Freising als die am stärksten betroffene Kommune klage, „wer dann?“, fragte Krauß und verriet zumindest einen Punkt, wo man vor Gericht einhaken werde: Ein zweiter Erörterungstermin sei von der Stadt mindestens fünf Mal gefordert, aber nicht durchgeführt worden: Jetzt zeige sich, dass „mindestens“ 21 weitere Gutachten von der Regierung eingeholt wurden, in denen gravierende Einwände offenbar zurückgewiesen worden sein sollen. Diese Gutachten „hat aber nie ein Mensch außer der Regierung und der FMG gesehen“, so Koch. Krauß konnte sich „kaum vorstellen, dass das rechtlich in Ordnung“.

Fazit Kochs: „Nachdem die vorgetragenen Einwendungen in keinster Weise berücksichtigt wurden“, sei eine Anfechtungsklage samt Antrag auf Aufhebung des Sofortvollzugs geboten

Andreas Beschorner
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Hauptstadtflughafen: Potsdamer Regierung hat Zweifel am Lärmschutz

Die brandenburgische Landesregierung hat deutliche Zweifel am Schallschutz-Programm des neuen Flughafens Berlin-Brandenburg. Das wurde bei einer Anhörung im Infrastruktur-Ausschuss des Landtages deutlich.

Danach entspricht offenbar der Lärmschutz, zu dem der Flughafen bereit ist, nicht den Vorschriften in der Baugenehmigung. Der Fluglärm-Referent des Landesumweltamtes Christian Maschke äußerte sich vor den Abgeordneten skeptisch, dass die Maßnahmen des Flughafens vor Gericht Bestand haben werden. Infrastruktur-Staatssekretär Rainer Bretschneider schloss sich der Einschätzung an.

Damit könnten die Bescheide fehlerhaft sein, die der Flughafen bisher an die Anwohner verschickt hat. Bei der Lärmdämmung müsste die Flughafengesellschaft nachbessern.

Aus: rbb-Nachrichten, Stand vom 22.09.2011
Dieser Beitrag gibt den Sachstand vom 22.09.2011 wieder. Neuere Entwicklungen sind in diesem Beitrag nicht berücksichtigt. 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Hohe Nachfrage nach Wohnraum in der Region des Flughafens Berlin Brandenburg BER

Aus. Deaf News Magazin, Published on September 22, 2011 by PR-Gateway   ·   No Comments 

Tausende Menschen drängen als Fach- und Führungskräfte in die boomende Wirtschaftsregion rund um den neuen Airport BER und suchen Wohnraum.

In rund neun Monaten öffnet der neue Singleairport BER der Metropolregion Berlin-Brandenburg seine Tore für den nationalen und internationalen Flugverkehr. Tausende Menschen drängen als Fach- und Führungskräfte in die boomende Wirtschaftsregion. Die Nachfrage nach modernen Mietwohnraum, wie auch nach Einfamilienhäusern und Grundstücken, nimmt täglich zu.

Die BER-Wohnraumlotsen betrachten die derzeitigen Möglichkeiten, die die Gemeinden rund um den Flughafen in puncto Wohnraum bieten, mit Sorge. Als Agentur zur Vermittlung von Wohnungen und Häusern stellen sie fest, dass das derzeitige Angebot die Nachfrage in keiner Weise decken kann. 

Oliver Kienapfel von den BER-Wohnraumlotsen erklärte vor kurzem in einem Interview:
“Seit einigen Wochen schon erhalten wir vermehrt Anfragen aus dem gesamten Bundesgebiet nach Wohnungen und Einfamilienhäusern. Es sind vornehmlich Fachkräfte aus der Luftfahrt, von der Flugbegleiterin über den Piloten bis hin zu Führungskräften der sich ansiedelnden Unternehmen. Ein bunter Mix aus den unterschiedlichsten Branchen. Unserer Kernkompetenz können wir jedoch nicht nachkommen, da es an Immobilien in Form von gut ausgestatteten Wohnungen oder auch Einfamilienhäusern mangelt.” 

Tatsächlich liegen die Leerstandsquoten in den umliegenden Gemeinden im Brandenburger Einzugsgebiet zum Teil bei 0,7 Prozent, und auch in den Randbezirken Berlins, wie Steglitz-Zehlendorf, Tempelhof-Schöneberg, Neukölln und Treptow-Köpenick gibt es nicht genügend modern ausgestattete Mietwohnungen.

Oliver Kienapfel: “Es ist zum verrückt Werden! Neuankömmlinge wollen in die umliegenden Gemeinden nach Brandenburg, dort ein kleines Einfamilienhaus beziehen. Sie stören sich dabei nicht an möglichem Fluglärm. Für diese Menschen steht die Nähe zum Arbeitsplatz im Vordergrund. Die Hektik einer Großstadt wird gerne eingetauscht gegen eine in Teilen der Gemeinden erträgliche Lärmbelastung. Aber wir haben nicht ausreichend Objekte in diesem Segment, um die Nachfrage zu befriedigen. Im Berliner Stadtgebiet hingegen finden sich entweder nur teure Wohnungen in den Top-Lagen, wie in Mitte, Prenzlauer Berg, Pankow, Charlottenburg-Wilmersdorf und in Teilen von Zehlendorf, oder es gibt nichts wirklich “Beziehbares”, das heutigen Standards bei modernem Wohnraum entspricht.”

Der Druck auf die Personalchefs ansiedelnder Unternehmen wächst stetig. Viele Firmen planen eine Aufstockung ihres Mitarbeiterstammes, realisieren aber auch, dass softe Kriterien, wie zum Beispiel die Frage nach bezahlbaren Wohnungen in der Nähe des Arbeitsplatzes, für mögliche Bewerber immer wichtiger werden.

“Auch wenn Projekte wie in Schönefeld, wo einige hundert Wohneinheiten entstehen sollen, ein richtiger und wichtiger Schritt sind, so ist es eben auch nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Wenn in rund neun Monaten der Flughafen Tegel in einer Mammut-Aktion schließt und am nächsten Tag der neue Singleairport an den Start geht, werden viele tausend Menschen morgens mit einem Kloß im Hals zur Arbeit fahren. Deshalb sehen wir es als unsere Aufgabe, alle Anstrengungen zu bündeln, um mögliche Investoren für diese Situation zu sensibilisieren. Letztlich können wir sie kompetent beraten und begleiten und aufgrund unserer Nachfragehäufigkeit auch mit solventen Mietern versorgen. Aber wir haben auch immer ein Ohr für Eigentümer von Immobilien offen, die sich mit dem Gedanken an einen Verkauf beschäftigen. Solvente Käufer gibt es genug!”, erklärt Oliver Kienapfel.

Relocation-Agentur, die Unternehmen und zuziehende Menschen bei der Standortwahl, Wohnraumsuche und Integration in Berlin und Brandenburg begleitet sowie Investoren für Wohnraumbauvorhaben in der Airport-Region berät und betreut.
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Ausbau München: Freising beschließt Klage 

Der Stadtradt von Freising hat eine Klage gegen den geplanten Bau einer dritten Start- und Landebahn angekündigt. Die Domstadt will dabei zweigleisig vorgehen. 
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Die dritte Piste in MUC (Illustration) 

Die im Blickfeld des Münchner Flughafens liegende Domstadt Freising macht ernst: Einstimmig hat der Stadtrat der rund 46.000 Einwohner zählenden Kommune beschlossen, gegen den geplanten Bau der dritten Start- und Landebahn auf dem Airport zu klagen. Die Stadt geht dabei zweigleisig vor. Erstens will sie den sogenannten Sofortvollzug des Planfeststellungsbeschlusses verhindern. Er würde es ermöglichen, dass die Bagger sofort mit den Bauarbeiten beginnen. Zweitens geht Freising grundsätzlich gegen die Baugenehmigung vor.

Zur Begründung des Stadtratsbeschlusses vom Vorabend wurde am Donnerstag mitgeteilt, die Stadt sehe sich «massiv in ihren eigenen Rechten und Belangen verletzt». Die Anwälte haben vom 5. Oktober bis 4. November Zeit, ihre Klagen beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (VGH) in München einzureichen. Auch andere in der Nachbarschaft des Flughafens liegende Gemeinden und private Kläger sowie der Bund Naturschutz in Bayern (BN) haben angekündigt, gerichtlich gegen das Projekt vorzugehen.

Mit der neuen 4.000 Meter langen Piste sollen auf dem Airport künftig 120 statt bisher 90 Flugbewegungen stündlich möglich sein. Die Kosten werden auf bis zu eine Milliarde Euro geschätzt. Die Fertigstellung ist frühestens 2015 zu erwarten.

Stand: 22.09.2011 - 14:44 Uhr, Quelle: dpa 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
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BER: Nachtflug-Urteil am 13. Oktober 

Zugeständnisse bei Schallschutz 

Im Klageverfahren gegen die Nachtflugregelungen für den Single Airport Berlin Brandenburg soll am 13. Oktober eine Entscheidung verkündet werden. In der Verhandlung hatten das Land Brandenburg und die Flughafengesellschaft Zugeständnisse zur Verbesserung des Lärmschutzes angekündigt. 
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Die südliche Landebahn des neuen BER-Airports wurde im Mai 2011 fertiggestellt. 

Das Land Brandenburg und die Betreibergesellschaft des neuen Großflughafens in Schönefeld sind zu Zugeständnissen zur Verbesserung des Lärmschutzes für Anwohner bereit. Wie hoch die Summe für eventuell zusätzliche Maßnahmen wie den Einbau von Lärmschutzfenstern in den betroffenen Gemeinden sei, lasse sich aber noch nicht beziffern und müsse noch berechnet werden. Das erklärten Vertreter beider Seiten am Mittwoch in dem Verfahren zu Nachtflügen am künftigen Flughafen Berlin Brandeburg vor dem Bundesverwaltungsgericht in Leipzig zu. Bislang hat die Flughafengesellschaft für das Schallschutzprogramm rund 140 Millionen Euro veranschlagt.

«Die neuen Lärmschutzgebiete werden in Kürze festgelegt», sagte Brandenburgs Infrastruktur-Staatssekretär Rainer Bretschneider. Insbesondere die im Startbereich des Flughafens liegenden Gemeinden sollen von den Maßnahmen profitieren. Die Betreibergesellschaft erklärte ihre Bereitschaft, die möglichen Mehrkosten zu tragen.

Das Gericht verhandelt die Klagen von vier Gemeinden und etwa 40 Anwohnern gegen den sogenannten Planergänzungsbeschluss der brandenburgischen Landesregierung für den Flughafen. Dieser sieht zwar ein Nachtflugverbot von 0.00 bis 5.00 Uhr vor, von 22.00 bis 24.00 Uhr sowie von 5.00 bis 6.00 wären aber bis zu 103 Flugbewegungen möglich. Die Kläger fordern ein konsequentes Flugverbot von 22.00 bis 6.00 Uhr. Der neue Flughafen soll im Juni 2012 eröffnet werden.

Richter: Alte Lärmschutzregeln gelten für neuen Flughafen

Am zweiten Verhandlungstag scheiterten die Kläger mit ihrer Argumentation, bei dem Flughafen handele es sich um einen Neubau, weshalb strengere Richtlinien für den Lärmschutz gelten müssten. Die Kläger verfolgten damit die Strategie, das geltende Fluglärmgesetz dem Bundesverfassungsgericht zur Überprüfung vorzulegen.

Die Richter folgten jedoch der Auffassung der Beklagten. Diese sehen in dem neuen Großflughafen lediglich einen Ausbau des alten Airports Berlin-Schönefeld und fordern folglich einen Bestandsschutz nach den bisherigen Lärmschutzrichtlinien.

Darüber hinaus ging es um mögliche Gesundheitsgefährdungen für Anwohner. Das Gericht hatte beide Seiten aufgefordert, entsprechende Studien zu den Auswirkungen von Fluglärm auf die Gesundheit der Betroffenen vorzulegen.

Die Klägerseite zitierte dabei aus einer Langzeiterhebung aus der Schweiz, wonach die Belästigung mit Dauerlärm von etwa 40 Dezibel, wie er nach Prognosen am neuen Flughafen herrschen wird, insbesondere bei älteren Menschen zu einem 20 Prozent höheren Sterberisiko durch Bluthochdruck und Schlaganfälle führe.

Die Gegenseite argumentierte dagegen, dass eine signifikante Zunahme von Herz-Kreislauf-Erkrankungen in Verbindung mit kurzzeitigen Lärmspitzen von über 70 Dezibel nicht belegt sei. Zudem litten rund 80 Prozent der deutschen Bevölkerung unter einer Dauerlärmbelastung von 40 Dezibel.

Eine Entscheidung soll am 13. Oktober verkündet werden.

Stand: 22.09.2011 - 12:38 Uhr, Quelle: dapd 

